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Bekanntmachung der Gemeindebehörde über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die 
Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025
1.
Das Wählerverzeichnis zur Bundes-
tagswahl für die Große Kreisstadt 
Oschatz wird in der Zeit vom 3. bis 
7. Februar 2025 während der all-
gemeinen Öffnungszeiten im bar-
rierefreien Bürgerbüro der Stadt-
verwaltung Oschatz, Neumarkt 1, 
04758 Oschatz für Wahlberechtig-
te zur Einsichtnahme bereitgehal-
ten. Jeder Wahlberechtigte kann 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der zu seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten 
überprüfen. Sofern ein Wahlbe-
rechtigter die Richtigkeit und Voll-
ständigkeit der Daten von anderen 
im Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Personen überprüfen will, hat 
er Tatsachen glaubhaft zu machen, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wähler-
verzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von 
Wahlberechtigten, für die im Mel-
deregister eine Auskunftssperre 
gemäß § 51 Absatz 1 des Bundes-
meldegesetzes eingetragen ist.

Das Wählerverzeichnis wird im 
automatisierten Verfahren geführt. 
Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 

Wählen kann nur, wer in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Wahlschein hat.

2. 
Wer das Wählerverzeichnis für un-
richtig oder unvollständig hält, 
kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 
16. Tag vor der Wahl, spätestens am 
7. Februar 2025 bis 14.00 Uhr im 
Bürgerbüro der Stadtverwaltung 
Oschatz, Neumarkt 1, 04758 
Oschatz Einspruch einlegen. Der 
Einspruch kann schriftlich oder 
durch Erklärung zur Niederschrift 
eingelegt werden.

3.
Wahlberechtigte, die in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen sind, er-
halten bis spätestens zum 2. Fe-
bruar 2025 eine Wahlbenach-
richtigung.

Wer keine Wahlbenachrichti-
gung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Ein-
spruch gegen das Wählerverzeich-
nis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht 
nicht ausüben kann.

Wahlberechtigte, die nur auf An-
trag in das Wählerverzeichnis ein-
getragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahl-
unterlagen beantragt haben, erhal-
ten keine Wahlbenachrichtigung.

4. 
Wer einen Wahlschein hat, kann an 
der Wahl im Wahlkreis 150: Nord-
sachsen durch Stimmabgabe in 
einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
oder durch Briefwahl teilnehmen.

5. 
Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 ein in das Wählerverzeichnis 
eingetragener Wahlberechtigter, 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeich-
nis eingetragener Wahlberechtig-
ter,
a) wenn er nachweist, dass er ohne 
sein Verschulden die Antragsfrist 
auf Aufnahme in das Wählerver-
zeichnis nach § 18 Absatz 1 der 
Bundeswahlordnung (bis zum 2. 
Februar 2025) oder die Einspruchs-
frist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 22 Absatz 1 Bundeswahl-
ordnung (bis zum 7. Februar 2025) 
versäumt hat,
b) wenn sein Recht auf Teilnahme 
an der Wahl erst nach Ablauf der 
Antragsfrist nach § 18 Absatz 1 der 
Bundeswahlordnung oder der Ein-
spruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der 
Bundeswahlordnung entstanden 
ist,
c) wenn sein Wahlrecht im Ein-
spruchsverfahren festgestellt wor-
den und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnis-
ses zur Kenntnis der Gemeindebe-
hörde gelangt ist.

Wahlscheine können von in das 
Wählerverzeichnis eingetragenen 
Wahlberechtigten bis zum 21. Fe-
bruar 2025, 15.00 Uhr, bei der Ge-
meindebehörde mündlich, schrift-
lich oder elektronisch beantragt 
werden.

Im Falle nachweislich plötzlicher 
Erkrankung, die ein Aufsuchen des 
Wahlraumes nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten 
möglich macht, kann der Antrag 
noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
gestellt werden.

Versichert ein Wahlberechtigter 
glaubhaft, dass ihm der beantragte 
Wahlschein nicht zugegangen ist 
oder er ihn verloren hat, kann ihm 
bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 
Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden.

Nicht in das Wählerverzeichnis 
eingetragene Wahlberechtigte 
können aus den unter 5.2 Buchsta-
be a bis c angegebenen Gründen 
den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahl-
tage, 15.00 Uhr, stellen.

Wer den Antrag für einen ande-
ren stellt, muss durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachwei-
sen, dass er dazu berechtigt ist. Ein 
Wahlberechtigter mit Behinderung 
kann sich bei der Antragstellung 
der Hilfe einer anderen Person be-
dienen.

6. 
Mit dem Wahlschein erhält der 
Wahlberechtigte
– einen amtl. weiß/weißlichen 
Stimmzettel des Wahlkreises,
– einen amtlichen weißen Stimm-
zettelumschlag,
– einen amtlichen, mit der An-
schrift, an die der Wahlbrief zu-
rückzusenden ist, versehenen ro-

ten Wahlbriefumschlag und
– ein Merkblatt für die Briefwahl.

Die Abholung von Wahlschein 
und Briefwahlunterlagen für einen 
anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme 
der Unterlagen durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewie-
sen wird und die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Wahlbe-
rechtigte vertritt; dies hat sie der 
Gemeindebehörde vor Empfang-
nahme der Unterlagen schriftlich 
zu versichern. Auf Verlagen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszu-
weisen.

Ein Wahlberechtigter, der des Le-
sens unkundig oder wegen einer 
Behinderung an der Abgabe seiner 
Stimme gehindert ist, kann sich zur 
Stimmabgabe der Hilfe einer ande-
ren Person bedienen. Die Hilfsper-
son muss das 16. Lebensjahr voll-
endet haben. Die Hilfeleistung ist 
auf technische Hilfe bei der Kund-
gabe einer vom Wahlberechtigten 
selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. 
Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die 
unter missbräuchlicher Einfluss-
nahme erfolgt, die selbstbestimm-
te Willensbildung oder Entschei-
dung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Inte-
ressenkonflikt der Hilfsperson be-
steht. Die Hilfsperson ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisse ver-
pflichtet, die sie bei der Hilfeleis-
tung von der Wahl einer anderen 
Person erlangt hat.

Bei der Briefwahl muss der Wäh-
ler den Wahlbrief mit dem Stimm-
zettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stel-
le absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 
18.00 Uhr eingeht.

Der Wahlbrief wird innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland ohne 
besondere Versendungsform aus-
schließlich von der Deutschen Post 
AG unentgeltlich befördert. Er 
kann auch bei der auf dem Wahl-
brief angegebenen Stelle abgege-
ben werden.

Informationen zum Daten-
schutz 
Diese Bekanntmachung ist zu-
gleich die datenschutzrechtliche In-
formation der Betroffenen im Sinne 
von Artikel 13 der Datenschutz-
Grundverordnung über die für die 
Berichtigung des Wählerverzeich-
nisses und für die Erteilung eines 
Wahlscheins verarbeiteten perso-
nenbezogenen Daten:

1. 
a) Wurde ein Antrag auf Eintragung 
ins Wählerverzeichnis gestellt oder 
Einspruch gegen die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit des Wähler-
verzeichnisses eingelegt, so erfolgt 
die Verarbeitung der in diesem Zu-
sammenhang angegebenen perso-
nenbezogenen Daten zur Bearbei-

tung des Antrages bzw. des Ein-
spruchs auf der Grundlage von Ar-
tikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und e 
der Datenschutz-Grundverord-
nung i. V. m. § 17 Absatz 1 des Bun-
deswahlgesetzes.
b) Wurde ein Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheins gestellt, so er-
folgt die Verarbeitung der in diesem 
Zusammenhang angegebenen per-
sonenbezogenen Daten zur Be-
arbeitung des Antrages auf der 
Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c und e der Datenschutz-
Grundverordnung i. V. m. § 17 Ab-
satz 2 des Bundeswahlgesetzes.
c) Haben Sie eine Vollmacht für die 
Beantragung eines Wahlscheins 
und/oder für die Abholung des 
Wahlscheins mit Briefwahlunterla-
gen ausgestellt, so erfolgt die Ver-
arbeitung der von Ihnen und dem 
Bevollmächtigten in diesem Zu-
sammenhang angegebenen perso-
nenbezogenen Daten zur Prüfung 
der Bevollmächtigung und der Be-
rechtigung des Bevollmächtigten 
für die Beantragung eines Wahl-
scheins bzw. den Empfang des 
Wahlscheins und der Briefwahl-
unterlagen auf der Grundlage von 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und 
e der Datenschutz-Grundverord-
nung i. V. m. mit § 17 Absatz 2 des 
Bundeswahlgesetzes.
d) Die Gemeinde führt Verzeichnis-
se über erteilte Wahlscheine, § 28 
Absatz 6 der Bundeswahlordnung, 
ein Verzeichnis über für ungültig er-
klärte Wahlscheine, § 28 Absatz 8 
der Bundeswahlordnung.

2. Sie sind nicht verpflichtet, die 
personenbezogenen Daten bereit-
zustellen. Eine Bearbeitung des An-
trages auf Eintragung in das Wäh-
lerverzeichnis, des Einspruchs 
gegen das Wählerverzeichnis und 
des Antrages auf Erteilung eines 
Wahlscheins sowie die Erteilung 
bzw. Aushändigung des Wahl-
scheins und der Briefwahlunterla-
gen an einen Bevollmächtigten ist 
ohne die Angaben nicht möglich.

3. Verantwortlich für die Verarbei-
tung der angegebenen personen-
bezogenen Daten ist die Gemein-
de. Die Kontaktdaten des behördli-
chen Datenschutzbeauftragten 
sind: Stadt Oschatz, Datenschutz-
beauftragter, Neumarkt 1, 04758 
Oschatz.

4. Im Falle einer Beschwerde gegen 
die Versagung der Eintragung ins 
Wählerverzeichnis, gegen die Ab-
lehnung des Einspruchs gegen das 
Wählerverzeichnis oder gegen die 
Versagung des Wahlscheins emp-
fängt die personenbezogenen 
Daten der Kreiswahlleiter (Post-
anschrift: Landratsamt Nordsach-
sen, Kreiswahlleiter, Schloßstraße 
27, 04680 Torgau) als zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde. Im Ver-
fahren der Wahlprüfung/Wahlan-

fechtung können auch die zustän-
digen Rechtsaufsichtsbehörden, 
die Verwaltungsgerichte sowie der 
Sächsische Verfassungsgerichts-
hof, im Fall von Wahlstraftaten 
auch die Strafverfolgungsbehör-
den und andere Gerichte Empfän-
ger der personenbezogenen Daten 
sein.

5. Wählerverzeichnisse, Wahl-
scheinverzeichnisse, Verzeichnisse 
der ungültigen Wahlscheine sowie 
Verzeichnisse über die Bevollmäch-
tigten und die an sie ausgehändig-
ten Wahlscheine sind nach Ablauf 
von sechs Monaten seit der Wahl zu 
vernichten, soweit nicht gemäß § 
90 Absatz 2 der Bundeswahlord-
nung
– der Bundeswahlleiter mit Rück-
sicht auf ein schwebendes Wahl-
prüfungsverfahren etwas anderes 
anordnet oder
– sie für die Strafverfolgungsbe-
hörde zur Ermittlung einer Wahl-
straftat von Bedeutung sein kön-
nen.

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen stehen Ihnen fol-
gende Rechte zu:
­– Recht auf Auskunft über Sie be-
treffende personenbezogene 
Daten (Artikel 15 Datenschutz-
Grundverordnung)
– ­Recht auf Berichtigung der Sie 
betreffenden unrichtigen perso-
nenbezogenen Daten (Artikel 16 
Datenschutz-Grundverordnung)
– ­Recht auf Löschung personenbe-
zogener Daten (Artikel 17 Daten-
schutz-Grundverordnung)
– ­Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung personenbezogener 
Daten (Artikel 18 Datenschutz-
Grundverordnung)

Einschränkungen ergeben sich 
aus den wahlrechtlichen Vorschrif-
ten, insbesondere durch die Vor-
schriften über das Recht auf Ein-
sichtnahme in das Wählerverzeich-
nis und den Erhalt einer Kopie, § 17 
Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes, 
durch die Vorschriften über den 
Einspruch und die Beschwerde 
gegen das Wählerverzeichnis, § 17 
Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes 
und die Löschungsfristen (siehe 
Punkt 5).

7. Sind Sie der Ansicht, dass die Ver-
arbeitung der Sie betreffenden per-
sonenbezogenen Daten nicht 
rechtmäßig erfolgt, können Sie Ihre 
Beschwerde an die Sächsische 
Datenschutz- und Transparenzbe-
auftragte (Postanschrift: Sächsi-
sche Datenschutz- und Transpa-
renzbeauftragte, Postfach 11 01 
32, 01330 Dresden; E-Mail: 
post@sdtb.sachsen.de) richten.

Oschatz, den 07.01.2025
gez. David Schmidt
Oberbürgermeister

Satzung zur Regelung des Kosten-
ersatzes für Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr der Großen Kreisstadt 
Oschatz (Feuerwehrkostensatzung)
Aufgrund des § 4 der Sächsischen 
Gemeindeordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. März 
2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. Mai 2024 (SächsGVBl. S. 500) 
geändert worden ist und § 69 des 
Sächsischen Gesetzes über den 
Brandschutz, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. März 
2024 (SächsGVBl. S. 289) und des § 
17 der Sächsischen Feuerwehrver-
ordnung (SächsFwVO) vom 21. Ok-
tober 2005 (SächsGVBl. S. 291), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 19. Juni 2024 
(SächsGVBl. S. 532) geändert wor-
den ist, hat der Stadtrat der Großen 
Kreisstadt Oschatz in seiner Sitzung 
vom 07.11.2024 folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1 Begriffsbestimmungen
(1) Kosten im Sinne des Sächsi-
schen Gesetzes über den Brand-
schutz, Rettungsdienst und Katast-
rophenschutz im Freistaat Sachsen 
sind:
– Aufwendungen für die Durchfüh-
rung von Pflichtleistungen der 
Feuerwehr. Wird unter den in der 
Satzung bestimmten Vorausset-
zungen ihre Erstattung verlangt, 
handelt es sich um Kostenersatz 
(vgl. § 3 Abs. 1).
–  Aufwendungen der Feuerwehr 
für die Durchführung von anderen, 
freiwilligen Leistungen. Als Gegen-
leistung der Leistungsnehmer wird 
Kostenersatz verlangt (vgl. § 3 Abs. 
2).
(2) Ein Einsatz im Sinne dieser Sat-
zung ist jede durch Anforderung 
ausgelöste und auf die Durchfüh-
rung einer Feuerwehrleistung ge-
richtete Tätigkeit der Feuerwehr. 
Ein Einsatz beginnt mit der Alarmie-
rung / Anforderung der Feuerwehr 
und endet entweder mit Beginn 
eines folgenden Einsatzes oder mit 
der Erklärung des Einsatzleiters 
über das Ende des Einsatzes, spä-
testens aber mit dem Wiederher-
stellen der Einsatzbereitschaft in 
der Feuerwache.
(3) Einrichtungsträger im Sinne die-
ser Satzung ist der Eigentümer oder 
der Besitzer/ Nutzungsberechtigte 
eines Gebäudes oder Gebäudeteils 
einer Anlage oder einer Fläche.

§ 2 Geltungsbereich
Diese Satzung gilt für Leistungen 
der Feuerwehr der Großen Kreis-
stadt Oschatz im Sinne der §§ 6, 23 
und 69 des Sächsischen Gesetzes 
über Brandschutz, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz im Frei-
staat Sachsen (SächsBRKG) sowie 
Tätigkeiten der Feuerwehr auf der 
Grundlage der Feuerwehrsatzung 
in der jeweils geltenden Fassung. 
Als Leistung gilt auch das Ausrü-
cken der Feuerwehr bei miss-
bräuchlicher Alarmierung und bei 
Fehlalarmierung durch automati-
sche Feuermeldeanlagen.

§ 3 Erhebung des Kostenersat-
zes
(1) Die Einsätze der Feuerwehr sind 
gemäß § 69 Abs. 1 und § 22 
SächsBRKG in Verbindung mit § 17 
SächsFwVO unentgeltlich, soweit 
die im § 69 Absatz 2 und 3 nichts 
anderes bestimmen.
(2) Für alle anderen freiwilligen Leis-
tungen der Feuerwehr wird auf der 
Grundlage des § 69 Abs. 3 
SächsBRKG und dieser Satzung Er-
satz der Kosten verlangt.

§ 4 Berechnung des Kostener-
satzes

(1) Der Kostenersatz wird nach dem 
jeweils gültigen Kostenverzeichnis 
für Leistungen der Feuerwehr be-
rechnet. Das Kostenverzeichnis ist 
als Anlage Bestandteil dieser Sat-
zung. 
(2) Der Kostensatz wird nach Zeit-
aufwand (Einsatzzeit gemäß § 1 
Absatz 2), Art und Anzahl des in 
Anspruch genommenen Personals 
und der Fahrzeuge erhoben. Die 
Kostensätze der Fahrzeuge be-
inhalten die Kosten für die auf den 
Fahrzeugen verlasteten Geräte.
(3) Für Leistungen, die nicht in § 23 
und 69 SächsBRKG geregelt sind, 
kann Kostenersatz abweichend 
vertraglich vereinbart werden. Der 
Auftrag für diese Leistungen soll 
schriftlich erfolgen.
(4) Die Einsatzzeit wird minutenge-
nau abgerechnet.
(5) Entstehen der Feuerwehr durch 
die Inanspruchnahme von Perso-
nal, Fahrzeugen, Geräten und Aus-
rüstungsgegenständen besondere 
Kosten, so sind sie zusätzlich zu 
denjenigen nach Absatz 3 zu er-
statten, sofern sie dort nicht enthal-
ten sind. Kosten für Ersatzbeschaf-
fung bei Unbrauchbarkeit oder Ver-
lust sind nur zu erstatten, soweit 
den Zahlungspflichtigen ein Ver-
schulden trifft. Für die bei kosten-
erstattungspflichtigen Hilfeleistun-
gen verbrauchten Materialien, so-
weit sie nicht Bestandteil der kalku-
lierten Pauschalsätze sind, werden 
die jeweiligen Selbstkosten zuzüg-
lich eines Verwaltungskostenzu-
schlages von 10 % berechnet.
(6) Entstehen der Feuerwehr durch 
Inanspruchnahme von Personal, 
Fahrzeugen, Geräten und Ausrüs-
tungsgegenständen Dritter zusätz-
liche Kosten, so sind diese zu erstat-
ten. Zusätzliche Kosten im Sinne 
dieser Satzung entstehen u. a. 
durch die Inanspruchnahme von 
Spezialdienstleistungen Dritter und 
speziellen Materialien bzw. Gerä-
ten, die nicht von der Feuerwehr 
Oschatz vorgehalten werden.

§ 6 Kostenschuldner
(1) Zum Kostenersatz für Leistun-
gen nach § 3 Abs. 2 dieser Satzung 
sind die in § 69 Abs. 2 SächsBRKG 
und in § 17 SächsFwVO genannten 
Personen verpflichtet.
(2) Kostenersatz für Leistungen 
nach § 3 Abs. 2 dieser Satzung wird 
über Abs. 1 hinaus auch von den in 
§ 69 Abs. 3 SächsBRKG genannten 
Personen verlangt.
(3) Wer Leistungen gemäß § 4 Abs. 
2 dieser Satzung in Anspruch 
nimmt, hat den vereinbarten Kos-
tensatz zu bezahlen.
(4) Mehrere zum Kostensatz Ver-
pflichtete haften als Gesamt-
schuldner.

§ 7 Entstehung und Fälligkeit
(1) Der Anspruch auf Kostenersatz 
bzw. Gebühren entsteht mit Been-
digung des Einsatzes/ der Leistung 
der Feuerwehr.
(2) Der Kostenersatz wird einen 
Monat nach Bekanntgabe des Kos-
tenbescheides fällig, es sei denn im 
Bescheid ist ein anderer Fälligkeits-
zeitpunkt geregelt.

§ 8 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt rückwirkend 
zum 20.01.2024 in Kraft, gleichzei-
tig tritt die Feuerwehrgebührensat-
zung der Stadt Oschatz vom 
08.11.2001 außer Kraft.

Oschatz, den 07.11.2024
David Schmidt

Oberbürgermeister

Fit als Vorstand
Werkstatt für die Arbeit im gemeinnützigen Verein

OSCHATZ. Die Stadt Oschatz 
lädt am Dienstag, 28. Januar, 
um 19 Uhr zu einer Werkstatt 
für Vorstände und Mitglieder in 
Vereinen, Initiativen und Pro-
jekten in das Thomas-Müntzer-
Haus (Altmarkt 17, 04758 
Oschatz) ein.

In der Werkstatt erhalten die 
Teilnehmenden einen Über-
blick über aktuelle Rahmenbe-

dingungen in der Vereinsarbeit. 
Von Vereinsrecht, über Haf-
tungsfragen bis hin zu Fragen 
der Buchhaltung und des Ver-
einsmanagements gibt es nütz-
liche Tipps. Praxisrelevante Fra-
gen der Teilnehmenden und 
der Erfahrungsaustausch kom-
men dabei nicht zu kurz. Als Re-
ferentin steht Claudia Vater 
vom Sächsischen Landeskura-

torium Ländlicher Raum e.V. 
zur Verfügung.

2 Eingeladen sind Vorstands-
mitglieder gemeinnütziger 
Vereine, Projekte und Initiativen 
aus Oschatz und Umgebung. 
Die Teilnahme ist kostenfrei. 
Um Anmeldung bis zum 21. Janu-
ar wird gebeten unter Telefon: 
03435 970275.
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